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	–	unter Hinweis auf die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 2019 zur sexuellen und reproduktiven Gesundheit und den diesbezüglichen Rechten von Jugendlichen sowie auf die Standards des Regionalbüros der Weltgesundheitsorganisation (WHO) für Europa mit dem Titel „A framework for policy makers, educational and health authorities and specialists“ (Ein Rahmen für politische Entscheidungsträger, Bildungs- und Gesundheitsbehörden sowie Experten),
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	–	unter Hinweis auf Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) zu den Grundwerten der Union und Artikel 7 EUV zur Feststellung des Bestehens einer schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung der in Artikel 2 genannten Werte durch einen Mitgliedstaat,
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	–	unter Hinweis auf Artikel 8 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) über die Gleichstellung von Frauen und Männern und Artikel 9 AEUV über die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung und ein hohes Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes,
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	–	unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes, insbesondere seine Präambel, in der es heißt, dass „das Kind wegen seiner mangelnden körperlichen und geistigen Reife besonderen Schutzes und besonderer Fürsorge, insbesondere eines angemessenen rechtlichen Schutzes vor und nach der Geburt, bedarf“,
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	Aa.	in der Erwägung, dass sich die Europäische Union auf die in Artikel 2 EUV festgelegten und in internationalen Menschenrechtsverträgen verankerten Werte gründet, d. h. auf die Achtung der Menschenwürde, die Freiheit, die Demokratie, die Gleichheit, die Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der Rechte von Personen, die einer Minderheit angehören; in der Erwägung, dass diese Werte, die allen Mitgliedstaaten gemein sind und die alle Mitgliedstaaten aus freien Stücken angenommen haben, die Grundlage der Rechte darstellen, die allen in der Union lebenden Personen zustehen; in der Erwägung, dass Artikel 7 EUV die Möglichkeit vorsieht, bestimmte Rechte, die sich aus der Anwendung der Verträge auf einen Mitgliedstaat ergeben, einschließlich der Stimmrechte im Rat, auszusetzen, wenn festgestellt wurde, dass eine schwerwiegende und anhaltende Verletzung der in Artikel 2 genannten Werte durch einen Mitgliedstaat besteht;
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	Aa.	in der Erwägung, dass die Politikgestaltung im Bereich Sexualerziehung und der Zugang zu Gesundheitsversorgung im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit gemäß Artikel 168 AEUV Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten sind, auch wenn die EU zur Förderung bewährter Verfahrensweisen unter den Mitgliedstaaten beitragen kann;
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	Ab.	in der Erwägung, dass die Bereitstellung zugänglicher und erschwinglicher sexueller und reproduktiver Gesundheit und diesbezüglicher Rechte, einschließlich Empfängnisverhütung und sicherem und legalem Schwangerschaftsabbruch, mit mehreren Menschenrechten verbunden ist, darunter dem Recht auf Leben und Würde, der Freiheit von unmenschlicher und erniedrigender Behandlung, dem Recht auf Zugang zur Gesundheitsversorgung, dem Recht auf Privatsphäre, dem Recht auf Bildung und dem Verbot der Diskriminierung; in der Erwägung, dass die Verweigerung von Leistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit eine Form der Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist; in der Erwägung, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wiederholt festgestellt hat, dass durch restriktive Gesetze zum Schwangerschaftsabbruch und durch die mangelhafte Umsetzung der Urteile die Menschenrechte von Frauen verletzt werden;
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	Ab.	in der Erwägung, dass im Völkerrecht das so genannte Recht auf Schwangerschaftsabbruch nicht anerkannt ist und in der Erwägung, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wiederholt betont hat, dass es kein Recht auf Schwangerschaftsabbruch oder dessen Durchführung gibt und dass das Recht auf Privatleben nicht so ausgelegt werden darf, dass das sogenannte Recht auf Schwangerschaftsabbruch eingeräumt wird;1

	
	1 A. B. C. gegen Irland, [GK], Nr. 25579/05, 16. Dezember 2010, RZ 213. Artikel 8 kann nicht dahingehend ausgelegt werden, dass die Schwangerschaft und der Schwangerschaftsabbruch sich ausschließlich auf das Privatleben der Frau beziehen, da bei jeder Schwangerschaft das Privatleben der Frau eng mit dem sich entwickelnden Fötus verbunden ist.


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>20</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung A c (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text
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	B.	in der Erwägung, dass im polnischen Parlament zwei Gesetzentwürfe im Zusammenhang mit einer Bürgerinitiative diskutiert werden, deren Ziel es ist, zum einen das bereits zu den restriktivsten in der EU zählende Gesetz über Schwangerschaftsabbrüche zu verschärfen und zum anderen die Sexualerziehung von Minderjährigen zu einer mit Freiheitsstrafe bedrohten Straftat zu machen;
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	B.	in der Erwägung, dass im polnischen Parlament zwei Gesetzentwürfe im Zusammenhang mit einer Bürgerinitiative diskutiert werden, deren Ziel es ist, zum einen das bereits zu den restriktivsten in der EU zählende Gesetz über Schwangerschaftsabbrüche zu verschärfen und zum anderen die Sexualerziehung von Minderjährigen zu einer mit Freiheitsstrafe bedrohten Straftat zu machen;
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	B.	in der Erwägung, dass im polnischen Parlament zwei Gesetzentwürfe im Zusammenhang mit einer Bürgerinitiative diskutiert werden, deren Ziel es ist, zum einen das bereits zu den restriktivsten in der EU zählende Gesetz über Schwangerschaftsabbrüche zu verschärfen und zum anderen die Sexualerziehung von Minderjährigen zu einer mit Freiheitsstrafe bedrohten Straftat zu machen;
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	B.	in der Erwägung, dass im polnischen Parlament zwei Gesetzentwürfe im Zusammenhang mit einer Bürgerinitiative diskutiert werden, deren Ziel es ist, zum einen das bereits zu den restriktivsten in der EU zählende Gesetz über Schwangerschaftsabbrüche zu verschärfen und zum anderen die Sexualerziehung von Minderjährigen zu einer mit Freiheitsstrafe bedrohten Straftat zu machen;
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	Ba.	in der Erwägung, dass Polens Gesetz aus dem Jahr 1993 über Familienplanung, den Schutz des menschlichen Fötus und die Bedingungen für die Zulässigkeit eines Schwangerschaftsabbruchs eines der restriktivsten Gesetze zum Schwangerschaftsabbruch in der Europäischen Union ist; in der Erwägung, dass der als Gesetz zum „Abtreibungsstopp“ bekannte neue Vorschlag, mit dem das Strafgesetzbuch geändert und der legale Zugang zum Schwangerschaftsabbruch in Fällen schwerer oder tödlicher Anomalien des Fötus abgeschafft werden soll, dazu führen würde, dass der Zugang zum legalen Schwangerschaftsabbruch in Polen fast vollständig verweigert würde, da die meisten legalen Schwangerschaftsabbrüche fast vollständig aus diesem Grund durchgeführt werden;
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	Ba.	in der Erwägung, dass die Verwirklichung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und diesbezüglicher Rechte von wesentlicher Bedeutung für die Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter ist und dass der Zugang zu einer evidenzbasierten ganzheitlichen Sexual- und Beziehungserziehung eine entscheidende Rolle beim Aufbau der Fähigkeiten von Kindern und Jugendlichen spielt, gesunde, gleichberechtigte, fürsorgliche und sichere Beziehungen einzugehen, sich mit Geschlechternormen auseinanderzusetzen und Diskriminierung und alle Formen von Missbrauch und geschlechtsbezogener Gewalt zu verhindern; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>27</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung B a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Ba.	in der Erwägung, dass die Beurteilung der Argumente für die Durchführung von Bürgerinitiativen gemäß dem polnischen Recht vom Sejm und vom Senat vorgenommen wird; in der Erwägung, dass die Entscheidung in diesem Zusammenhang bei den beiden Kammern des Parlaments der Republik Polen und beim Präsidenten der Republik Polen liegt;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>28</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung B b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Bb.	in der Erwägung, dass das Gesetz „Stopp Pädophilie“ dazu führen würde, Sexualerziehung zu verbieten, Lehrer, Beschäftigte in der Gesundheitsversorgung und andere im Bildungsbereich Tätige zu kriminalisieren und Stigma, schädliche Stereotype und Homophobie zu begünstigen; in der Erwägung, dass das Gesetz gegen Polens internationale Menschenrechtsverpflichtungen verstoßen würde;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>29</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung C</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	C.	in der Erwägung, dass der Sejm rechtlich verpflichtet war, aus Bürgerinitiativen hervorgegangene Gesetzentwürfe binnen sechs Monaten nach seiner Konstituierung zu prüfen;
	C.	in der Erwägung, dass der Sejm rechtlich verpflichtet war, aus Bürgerinitiativen hervorgegangene Gesetzentwürfe binnen sechs Monaten nach seiner Konstituierung zu prüfen; in der Erwägung, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden auf Bürgerinitiativen zurückgehende Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat; in der Erwägung, dass der Zeitpunkt, zu dem die parlamentarischen Ausschüsse die Gesetzentwürfe prüfen werden, noch nicht bekannt gegeben wurde;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>30</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung C a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Ca.	in der Erwägung, dass die Abgeordneten des Sejm nach dem Verhältniswahlrecht demokratisch gewählt wurden und dass das polnische Volk seine Vertreter frei und souverän ausgewählt hat;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>31</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	D.	in der Erwägung, dass der Entwurf eines Gesetzes über die Einschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen 2018 landesweit und auch außerhalb Polens Massenproteste auslöste;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>32</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	D.	in der Erwägung, dass der Entwurf eines Gesetzes über die Einschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen 2018 landesweit und auch außerhalb Polens Massenproteste auslöste;
	D.	in der Erwägung, dass eine Bürgerinitiative, bei der die Unterschriften von über 450 000 polnischen Bürgern zu einer Änderung des Gesetzes über Familienplanung, Schutz des menschlichen Fötus und Bedingungen für die Zulässigkeit des Schwangerschaftsabbruchs gesammelt wurden, 2018 landesweit und auch außerhalb Polens Proteste auslöste, und dass darin das Funktionieren demokratischer Mechanismen und die Berücksichtigung einer Bürgerinitiative zum Ausdruck kommt;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>33</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	D.	in der Erwägung, dass der Entwurf eines Gesetzes über die Einschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen 2018 landesweit und auch außerhalb Polens Massenproteste auslöste;
	D.	in der Erwägung, dass im Jahr 2016 ein Versuch zur Einführung eines vollständigen Verbots des Rechts auf Schwangerschaftsabbruch eine Massenmobilisierung von Frauen und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie den Frauenstreik „Schwarzer Montag“ ausgelöst hat; in der Erwägung, dass der Entwurf eines Gesetzes über die Einschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen 2018 landesweit und auch außerhalb Polens Massenproteste auslöste;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>34</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	D.	in der Erwägung, dass der Entwurf eines Gesetzes über die Einschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen 2018 landesweit und auch außerhalb Polens Massenproteste auslöste;
	D.	in der Erwägung, dass der Entwurf eines Gesetzes über die Einschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen 2016, 2018 und 2020 landesweit und auch außerhalb Polens Massenproteste auslöste;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>35</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Irène Tolleret, Abir Al-Sahlani, Susana Solís Pérez, Samira Rafaela, Hilde Vautmans, Karen Melchior, María Soraya Rodríguez Ramos, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Da.	in der Erwägung, dass es in Polen seit Beginn des Jahres 2019 über 80 Fälle gab, in denen Regionen, Kreise oder Kommunen Beschlüsse gefasst haben, mit denen sie sich für frei von der so genannten „LGBT-Ideologie“ erklärten, oder „Regionale Chartas der Familienrechte“ bzw. daraus abgeleitete wichtige Bestimmungen angenommen haben, die insbesondere Eineltern- und LGBTI-Familien diskriminiert haben; in der Erwägung, dass LGBTI-freie Zonen, auch wenn sie nicht mit der Einführung einer physischen Grenze einhergehen, eine äußerst diskriminierende Maßnahme darstellen, mit der die Freizügigkeit der EU-Bürger eingeschränkt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>36</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Da.	in der Erwägung, dass in der Republik Polen jeder das Recht auf Gesundheit hat und Frauen in den Phasen der Schwangerschaft, der Wehen und der Entbindung in Polen einen besonderen rechtlichen Schutz genießen; in der Erwägung, dass gemäß Artikel 68 Absatz 3 der Verfassung der Republik Polen vom 2. April 1997 die Behörden eine besondere Gesundheitsfürsorge für Kinder, schwangere Frauen, behinderte Menschen und Personen in fortgeschrittenem Alter sicherstellen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>37</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Da.	in der Erwägung, dass sich das polnische Volk im Jahr 2019 frei entschieden hat, in den Sejm eine Mehrheit von Abgeordneten zu wählen, deren Standpunkte im Hinblick auf den Schwangerschaftsabbruch den Wählern bekannt waren; in der Erwägung, dass sich die supranationalen oder ausländischen Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen nicht zu Themen äußern dürfen, die in die nationale Zuständigkeit fallen, solange die Bürger frei wählen können und Regierungen und Versammlungen demokratisch gewählt werden;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>38</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung D a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	Da.	in der Erwägung, dass der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen Polen in der Vergangenheit aufgefordert hat, keine Rechtsreform zu beschließen, die einen Rückschritt bei den bereits restriktiven Rechtsvorschriften zum Zugang von Frauen zu sicherem und legalem Schwangerschaftsabbruch bedeuten würde; in der Erwägung, dass der EGMR Polen in mehreren Fällen wegen der restriktiven Auslegung dieses Rechts verurteilt hat;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>39</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Evelyn Regner</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;
	1.	begrüßt, dass das polnische Parlament am 16. April 2020 die beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen nicht verabschiedet hat, spricht sich jedoch gegen eine Rücküberweisung dieser Gesetzentwürfe an den Ausschuss zur weiteren Prüfung aus, da sie die Menschenrechte erheblich untergraben würden und eine mögliche künftige Abstimmung über die Gesetzentwürfe eine potenzielle Bedrohung für die in Artikel 2 EUV verankerten Grundprinzipien der EU darstellt, insbesondere für die Achtung der Menschenrechte und der Menschenwürde, die Nichtdiskriminierung und die Gleichstellung, einschließlich der Gleichstellung von Frauen und Männern, sowie für die Arbeit der Zivilgesellschaft;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>40</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	[bookmark: _GoBack]1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;
	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat; ist äußerst besorgt über die wiederholten Versuche, Gesetze vorzulegen, zu prüfen und zu reformieren, mit denen die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter eingeschränkt werden sollen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>41</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;
	1.	bedauert, dass das Parlament diese beiden Gesetzentwürfe nicht entschieden abgelehnt hat; lehnt alle Versuche ab, SRHR und die Rechte von LGBTI-Personen zu beschneiden, und verurteilt[e] in diesem Zusammenhang die Versuche, die Betreuung bei Schwangerschaftsabbrüchen weiter zu kriminalisieren, HIV-positive Menschen zu stigmatisieren und den Zugang junger Menschen zur Sexualerziehung in Polen zu untergraben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>42</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;
	1.	stellt fest, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über die Überprüfung des Gesetzes über Familienplanung, Schutz des menschlichen Fötus und Bedingungen für die Zulässigkeit des Schwangerschaftsabbruchs beziehungsweise über die Kriminalisierung der Förderung pädophilen Verhaltens an den Ausschuss ausgesprochen hat;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>43</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;
	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die ganzheitliche Sexualerziehung für Minderjährige an den Ausschuss ausgesprochen hat;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>44</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;
	1.	nimmt zur Kenntnis, dass sich das polnische Parlament am 16. April 2020 für die Rücküberweisung der beiden Gesetzentwürfe über den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und die Sexualerziehung von Minderjährigen an den Ausschuss ausgesprochen hat;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>45</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest, Simona Baldassarre</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1a.	begrüßt, dass von Bürgern getragene demokratische Instrumente in Polen uneingeschränkt funktionieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>46</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien auswirken würde;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>47</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien auswirken würde;
	entfällt


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>48</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien auswirken würde;
	2.	fordert die polnische Regierung und die Mitglieder des polnischen Parlaments auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien auswirken würde; fordert die Mitglieder des polnischen Parlaments dringend auf, keine weiteren Versuche zu unternehmen, die sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte von Frauen und Jugendlichen einzuschränken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>49</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Evelyn Regner</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien auswirken würde;
	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren, Familien, Kindern und Jugendlichen ebenso wie auf das Leben und die Rechte von Lehrkräften im Bereich sexuelle und reproduktive Gesundheit, darunter Lehrer, Sozialarbeiter, Personal im Gesundheitswesen und Rechtsaktivisten, auswirken würde;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>50</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest, Simona Baldassarre</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe nicht weiter zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa aufgrund der moralischen Fragen und der durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Proteste eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist und da sich die Umsetzung der Gesetzentwürfe in nicht wiedergutzumachender Weise auf das Leben und die Grundrechte von Tausenden von – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien auswirken würde;
	2.	fordert die polnische Regierung auf, die beiden Gesetzentwürfe sorgfältig zu prüfen, nachdem in Polen und in ganz Europa eine lebhafte, notwendige und berechtigte Debatte geführt worden ist, um die moralischen Fragen und die durch die Gesetzentwürfe hervorgerufenen Bedenken ehrlich zu bewerten, und da durch die Umsetzung der Gesetzentwürfe das Leben und die Grundrechte von Tausenden von Babys, – insbesondere jungen und benachteiligten – Frauen, Paaren und Familien bewusst in nicht wiedergutzumachender Weise beschädigt und beendet würde;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>51</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Robert Biedroń, Predrag Fred Matić, Evelyn Regner, Terry Reintke, Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 – Aufzählungspunkt 1 (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	(1)	bedauert die jüngsten Gesetzesänderungen durch den Sejm, aufgrund derer medizinische Einrichtungen nicht mehr gesetzlich verpflichtet sind, eine andere Einrichtung anzugeben, wenn Schwangerschaftsabbruchleistungen aufgrund persönlicher Überzeugungen verweigert werden; fordert die polnische Regierung auf, diese Änderungen rückgängig zu machen und Maßnahmen zu ergreifen, um Mängel in der Leistungserbringung zu beheben, die durch Ärzte verursacht wurden, die Gesundheitsleistungen aus Gewissensgründen verweigern, und in das Gesetz eine Bestimmung aufzunehmen, dass im Falle der Verweigerung eines medizinischen Eingriffs die medizinische Einrichtung einen anderen Facharzt oder eine andere Einrichtung angeben muss, die den Eingriff durchführen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>52</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	fordert das polnische Parlament auf, alle Legislativvorschläge abzulehnen, mit denen die sexuellen und reproduktiven Rechte der Frau weiter geschwächt werden, und fordert die staatlichen Stellen Polens auf, die unveräußerlichen Rechte von Frauen auf körperliche und geistige Integrität und das Recht, unabhängige Entscheidungen für den eigenen Körper zu treffen und die gesamte Bandbreite von Leistungen für die reproduktive Gesundheit, einschließlich sicherer und legaler Schwangerschaftsabbrüche, in Anspruch zu nehmen, und Maßnahmen zu treffen, um in vollem Umfang die vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gegen Polen erlassenen Urteile umzusetzen, mit denen festgestellt wurde, dass durch restriktive Abtreibungsgesetze und die mangelhafte Umsetzung der Urteile die Menschenrechte verletzt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>53</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Robert Biedroń, Evelyn Regner, Predrag Fred Matić, Terry Reintke, Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	bekräftigt seine Besorgnis über die bereits bestehende, umfangreiche und unangemessene Anwendung der Gewissensklausel, einschließlich des Fehlens eines zuverlässigen Überweisungsmechanismus für den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen in der Praxis und fehlender zeitnaher Berufungsverfahren für Frauen, denen Schwangerschaftsabbrüche verweigert werden; stellt fest, dass gemäß den Menschenrechtsnormen das Recht auf Verweigerung aus Gewissensgründen Einschränkungen unterliegt, um die Rechte anderer zu schützen, und dass die Verweigerung aus Gewissensgründen bei der Gesundheitsversorgung auch durch Bestimmungen eingeschränkt wird, die das Recht auf Leben, Gesundheit und Privatsphäre schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>54</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	ist der Ansicht, dass sich die Rechtsvorschriften zum Schwangerschaftsabbruch wie alle Gesetze aus der Souveränität der Staaten, und in erster Linie aus der Souveränität ihrer parlamentarischen Institutionen, ergeben; ist der Auffassung, dass es das Europäische Parlament unterlassen sollte, sich in eine nationale und demokratische Angelegenheit Polens einzumischen;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>55</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	weist darauf hin, dass die Politikgestaltung im Bereich Sexualerziehung und der Zugang zu Gesundheitsversorgung im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten sind;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>56</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2b.	fordert, dass das Gesetz zur Einschränkung des Zugangs zu Notfallverhütungsmitteln für Frauen und Mädchen aufgehoben wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>57</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 e (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	(2e)	bekräftigt mit Nachdruck, dass die Verweigerung von Leistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und der damit verbundenen Rechte eine Form von Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist, und weist darauf hin, dass die Nichtverfügbarkeit wissenschaftlich fundierter Informationen das Recht des Einzelnen verletzt, fundierte Entscheidungen über seine eigene sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte zu treffen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>58</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 f (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2f.	fordert das polnische Parlament auf, von einer Politik Abstand zu nehmen, die den Zugang zu ganzheitlicher Sexualerziehung einschränken würde; fordert die polnischen Behörden auf, dafür zu sorgen, dass junge Menschen Zugang zu Sexualerziehung im Einklang mit den Normen der Weltgesundheitsorganisation haben und dass diejenigen, die mit dieser Erziehung betraut sind und entsprechende Informationen bereitstellen, dabei unterstützt werden, dieser Aufgabe auf sachliche und objektive Weise nachzukommen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>59</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 g (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2g.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, das Übereinkommen von Istanbul des Europarats praktisch und wirksam anzuwenden, indem sie unter anderem dafür Sorge tragen, dass die bestehenden Gesetze im gesamten Land angewendet werden und dass in ausreichender Zahl geeignete Schutzunterkünfte für weibliche Gewaltopfer und ihre Kinder bereitgestellt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>60</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>61</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;
	entfällt


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>62</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;
	3.	unterstreicht, dass der allgemeine Zugang zu Gesundheitsversorgung, einschließlich des Zugangs zu sexueller und reproduktiver Gesundheitsfürsorge und diesbezüglicher Rechte, ein grundlegendes Menschenrecht ist; ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist; weist darauf hin, dass Maßnahmen, mit denen der Schutz der Rechte und der Selbstbestimmung von Frauen wieder eingeschränkt werden, gegen Polens internationale Menschenrechtsverpflichtungen verstoßen, die Rechte von Frauen auf Privatsphäre, Gesundheit und Freiheit von unmenschlicher Behandlung zu schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>63</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;
	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei ihre sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit sind, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Personen, deren geistige und körperliche Gesundheit und Sicherheit besonders gefährdet ist; bedauert die anhaltenden Angriffe der Regierung gegen Frauenrechtsaktivisten und -organisationen durch Razzien, Beschlagnahmungen und Einschüchterungen, die ihre Arbeit stark beeinträchtigen und ein Umfeld der Angst schaffen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>64</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Evelyn Regner</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;
	3.	ist besorgt über die Gegenreaktionen gegen die Rechte der Frau in Polen und den unzureichenden Schutz des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, zu der das Recht auf Zugang zu Information über sexuelle und reproduktive Gesundheit und diesbezügliche Rechte gehört, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>65</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	ist besorgt über die Rückschritte bei den Frauenrechten in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;
	3.	ist besorgt über die Gefahr für die Gesundheit von Frauen in Polen und das dortige Niveau des Schutzes des Rechts von Frauen und weiblichen Jugendlichen auf Gesundheit, wobei die sexuelle und reproduktive Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheit ist, und des Schutzes der Rechte von LGBTI-Jugendlichen, deren Gesundheit und Unversehrtheit besonders gefährdet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>66</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3a.	betont, dass die ungehinderte und rechtzeitige Bereitstellung von Leistungen für die reproduktive Gesundheit und die Achtung der reproduktiven Autonomie und Entscheidungsfindung von Frauen entscheidend für den Schutz der Menschenrechte von Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter ist; weist darauf hin, dass internationale Menschenrechtsgremien wiederholt bekräftigt haben, dass äußerst restriktive Abtreibungsgesetze gegen Menschenrechtsnormen verstoßen und reformiert werden müssen; weist erneut darauf hin, dass das Parlament bereits in seinen Entschließungen vom 14. September 2016 und 15. November 2017 alle Gesetzgebungsvorschläge scharf kritisiert hat, die einen Schwangerschaftsabbruch im Fall von schwerer oder tödlicher Behinderung des Fötus untersagen, womit in Polen der Zugang zur Betreuung bei einem Schwangerschaftsabbruch praktisch versperrt ist, da die meisten legalen Schwangerschaftsabbrüche auf dieser Grundlage vorgenommen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>67</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3a.	begrüßt, dass die Frage der reproduktiven Gesundheit in das Nationale Gesundheitsprogramm für den Zeitraum 2016-2020 und in das gesundheitspolitische Programm für den umfassenden Schutz der reproduktiven Gesundheit in Polen aufgenommen wurde, dessen Hauptziel es ist, die Verfügbarkeit hochwertiger Dienste im Bereich Diagnose und Unfruchtbarkeit zu verbessern;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>68</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest, Simona Baldassarre</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3a.	begrüßt die Bemühungen der polnischen Regierung, die Rechte der Frau durch die Bekämpfung der Islamisierung zu schützen, die eine der größten Bedrohungen für die Rechte von Frauen und sexuellen Minderheiten darstellt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>69</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3a.	ist der Auffassung, dass die Rechtsvorschriften über den Schwangerschaftsabbruch angesichts der großen Zahl der heute verfügbaren Verhütungsmittel mit dementsprechenden vorbeugenden Maßnahmen einhergehen müssen;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>70</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3b.	betont, dass Frauen, die sich für einen Schwangerschaftsabbruch entscheiden, entweder in ein anderes Land reisen, um den Schwangerschaftsabbruch dort unter sicheren und legalen Bedingungen vornehmen zu lassen, oder sich in der Heimat einer möglicherweise unsicheren Behandlung unterziehen und dabei vielleicht ihr Leben riskieren, insbesondere arme Frauen; bekräftigt, dass die Verweigerung von Leistungen im Zusammenhang mit sexueller und reproduktiver Gesundheit und damit verbundener Rechte, einschließlich des sicheren und legalen Schwangerschaftsabbruchs, eine Form von Gewalt gegen Frauen und Mädchen darstellt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>71</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 c (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3c.	fordert die polnischen Behörden nachdrücklich auf, das Recht der Frauen zu achten, autonome Entscheidungen über ihren eigenen Körper und ihre reproduktiven Funktionen zu treffen, die den Kern ihres Grundrechts auf Gleichheit und Privatsphäre in intimen Fragen der physischen und psychischen Integrität bilden; fordert, dass das Gesetz zur Einschränkung des Zugangs zu Notfallverhütungsmitteln für Frauen und Mädchen aufgehoben wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>72</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 d (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3d.	bekräftigt mit Nachdruck, dass der Zugang zu umfassenden, altersgerechten Informationen über Sex und Sexualität und der Zugang zu sexueller und reproduktiver Gesundheitsfürsorge, einschließlich Sexualerziehung, Familienplanung, Verhütungsmethoden und sicherem und legalem Schwangerschaftsabbruch, von wesentlicher Bedeutung ist, um einen positiven und respektvollen Umgang mit Sexualität und sexuellen Beziehungen sowie die Möglichkeit zu schaffen, sichere sexuelle Erfahrungen frei von Zwang, Diskriminierung und Gewalt zu machen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>73</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 e (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3e.	bekräftigt, dass junge Menschen durch altersgerechte Informationen über Sex und Sexualität und den Zugang zu sexueller und reproduktiver Gesundheitsfürsorge befähigt und geschützt werden müssen; hebt hervor, dass ein Mangel an Informationen und Aufklärung über Sex und Sexualität Jugendliche nicht schützt, sondern vielmehr ihre Sicherheit und ihr Wohlbefinden gefährdet, da sie anfällig für sexuelle Ausbeutung, Missbrauch und Gewalt sind, was auch für Mädchen und junge LGBTI gilt, die besonders stark unter ungerechten Geschlechter- und Sozialnormen leiden; fordert, dass Pädagogen, Ärzte und Pflegepersonen unterstützt, geschützt und gefördert werden sollten, um diese Informationen anbieten zu können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>74</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 f (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3f.	weist darauf hin, dass Bildung nicht nur ein selbstständiges Recht, sondern auch eine Voraussetzung für die Inanspruchnahme anderer Grundrechte und -freiheiten ist; weist darauf hin, dass Polen im Rahmen der internationalen Menschenrechtsnormen verpflichtet ist, eine verbindliche, altersgerechte, standardisierte, evidenzbasierte und wissenschaftlich fundierte ganzheitliche Sexualerziehung anzubieten; ruft in Erinnerung, dass diese Aufklärung im Schullehrplan enthalten sein muss, damit die Standards der Weltgesundheitsorganisation für die Aufklärung und den Schutz von Jugendlichen in Europa eingehalten werden; bekräftigt, dass diese Aufklärung die sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität, sexuelle Ausdrucksweisen, Beziehungen und Einwilligung sowie Informationen über negative Folgen oder Krankheiten wie sexuell übertragbare Infektionen und HIV, unbeabsichtigte Schwangerschaft, sexuelle Gewalt und schädliche Praktiken wie Grooming und Verstümmelung weiblicher Genitalien umfassen sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>75</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>76</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	entfällt


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>77</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Irène Tolleret, Abir Al-Sahlani, Susana Solís Pérez, Samira Rafaela, Hilde Vautmans, Karen Melchior, María Soraya Rodríguez Ramos, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die Kommission auf zu prüfen, ob die Einrichtung LGBTI-freier Zonen eine Verletzung der Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit in der EU darstellt, mit der gegen Artikel 3 Absatz 2 EUV, Artikel 21 AEUV, Titel IV und V AEUV und Artikel 45 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verstoßen wird; fordert die Kommission auf zu prüfen, ob Polen gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat und ob es hierzu gemäß Artikel 258 AEUV eine mit Gründen versehene Stellungnahme abgeben muss; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>78</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Eugenia Rodríguez Palop</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind; ; weist erneut auf seinen in seiner Entschließung zur öffentlichen Diskriminierung von und Hetze gegen LGBTI-Personen vom 18. Dezember 2019 dargelegten Standpunkt hin und verurteilt Gerichtsverfahren gegen zivilgesellschaftliche Aktivisten, die den sogenannten „Hassatlas“ herausgegeben haben, in dem die Ausbreitung der Homophobie in Polen dokumentiert wird, und lehnt es ab, wie der derzeitige Rechtsrahmen, die Gerichte und die genannten Gerichtsverfahren dafür eingesetzt werden, LGBTI-Aktivisten zum Schweigen zu bringen und sie an der Ausübung ihres Rechts auf Redefreiheit zu hindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>79</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Karen Melchior, Samira Rafaela, Hilde Vautmans, Chrysoula Zacharopoulou, María Soraya Rodríguez Ramos, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBT-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen und -Organisationen in Polen ausgesetzt sind; fordert die polnische Regierung auf, die Rechte und Freiheiten der zivilgesellschaftlichen Organisationen sicherzustellen, die die Interessen von Frauen und LGBTI-Personen in der öffentlichen Politik und in der Gesellschaft im Allgemeinen vertreten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>80</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest, Simona Baldassarre</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	4.	fordert die polnische Regierung auf, die Grundrechte aller Menschen in Polen sicherzustellen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen sie in Polen ausgesetzt sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>81</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	fordert die polnische Regierung auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;
	4.	fordert die polnische Regierung dringend auf, die von regionalen Gebietskörperschaften und Kommunen angenommenen Entschließungen zu sogenannten LGBTI-freien Zonen in Polen, mit denen die Grundrechte verletzt werden sowie in Polen Hass gegen und Angst bei LGBTI+-Personen geschürt wird und sich ihre Gefährdungslage verschlimmert, zu verurteilen und mit geeigneten rechtlichen Maßnahmen dagegen vorzugehen; fordert die polnische Regierung nachdrücklich auf, Maßnahmen zum Schutz von LGBTI+-Personen zu ergreifen und gegen sämtliche Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, denen LGBTI+-Personen in Polen ausgesetzt sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>82</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	4a.	fordert die Kommission auf, im Zusammenhang mit der Einrichtung sogenannter LGBTI-freier Zonen Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten, da berücksichtigt werden muss, dass homophobe Erklärungen von Personen, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie einen entscheidenden Einfluss auf die Einstellungspolitik einer lokalen Gebietskörperschaft haben, eine Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf darstellen; fordert die staatlichen Stellen Polens auf, gesetzliche Regelungen für die Situation von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und Eltern zu erlassen, damit ihr Recht auf Nichtdiskriminierung nach dem Gesetz im Einklang mit der einschlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofs und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte geschützt ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>83</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Vera Tax, Evelyn Regner, Robert Biedroń</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	4a.	fordert die Kommission dringend auf, zu prüfen, ob Kohäsionsfondsmittel der EU von diesen Regionen für LGBTI-feindliche Propaganda verwendet wurden, und fordert, wenn dies der Fall ist, die weitere Förderung auszusetzen, bis ausreichend sichergestellt ist, dass europäische Finanzmittel nicht für Maßnahmen verwendet werden, die gegen die Werte der EU verstoßen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>84</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Arba Kokalari, Christine Schneider, Pernille Weiss</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	4a.	verurteilt, dass Polen sogenannte LGBT-freie Zonen eingeführt hat, die nun in einem Drittel der polnischen Kommunen bestehen und eine ernsthafte Verletzung der Menschenrechte sowie eine Diskriminierung von LGBT-Personen darstellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>85</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	4a.	weist darauf hin, dass in der Verfassung der Republik Polen das Verbot von Diskriminierung von Personen aus jeglichem Grund garantiert ist;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>86</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	fordert die polnische Regierung auf‚ die sexuelle Ausrichtung als geschütztes persönliches Merkmal in das Strafgesetzbuch aufzunehmen;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>87</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	fordert die polnische Regierung auf‚ die sexuelle Ausrichtung als geschütztes persönliches Merkmal in das Strafgesetzbuch aufzunehmen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>88</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	fordert die polnische Regierung auf‚ die sexuelle Ausrichtung als geschütztes persönliches Merkmal in das Strafgesetzbuch aufzunehmen;
	entfällt


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>89</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	fordert die polnische Regierung auf‚ die sexuelle Ausrichtung als geschütztes persönliches Merkmal in das Strafgesetzbuch aufzunehmen;
	5.	fordert die polnische Regierung auf‚ die sexuelle Ausrichtung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmale als geschützte persönliche Merkmale in das Strafgesetzbuch aufzunehmen, um die Rechte aller LGBTI+-Personen in Polen sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>90</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Evelyn Regner</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5a.	stellt fest, dass es in Polen keine ganzheitliche Sexualerziehung und Bildungsmaßnahmen gegen Diskriminierung im Einklang mit internationalen Normen und Lehrplänen gibt, wodurch Homophobie, diskriminierende Einstellungen, Geschlechterstereotypen und Mythen über Sexualität und reproduktive Gesundheit fortbestehen; fordert die polnische Regierung auf, ganzheitliche, systematische und wissenschaftlich fundierte Sexualerziehung und Bildungsmaßnahmen gegen Diskriminierung in die Lehrpläne der Schulen gemäß europäischen und internationalen Normen aufzunehmen und sicherzustellen, dass sie von qualifizierten Lehrern oder Erziehern erteilt werden; fordert die polnischen Behörden auf, keine disziplinarischen Maßnahmen gegen Lehrer und Erzieher zu ergreifen oder sie wegen ihres Unterrichts im Bereich Sexualität und Bekämpfung von Diskriminierung zu stigmatisieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>91</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5a.	fordert alle Mitgliedstaaten auf, alles daran zu setzen, grundlegende Menschenrechte zu schützen und nicht zu bedrohen, indem sie anerkennen, dass das Leben aller Babys zählt; betont, dass das Leben schwarzer Babys, weißer Babys, europäischer und nicht-europäischer Babys, LGBTI-Babys und heterosexueller Babys zählt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>92</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, die in der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. November 2019 zur Kriminalisierung der Sexualerziehung niedergelegten Empfehlungen sowie die Empfehlungen des Europarates und der WHO zu befolgen.
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>93</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, die in der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. November 2019 zur Kriminalisierung der Sexualerziehung niedergelegten Empfehlungen sowie die Empfehlungen des Europarates und der WHO zu befolgen.
	entfällt


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>94</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, die in der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. November 2019 zur Kriminalisierung der Sexualerziehung niedergelegten Empfehlungen sowie die Empfehlungen des Europarates und der WHO zu befolgen.
	6.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, die in der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. November 2019 zur Kriminalisierung der ganzheitlichenSexualerziehung niedergelegten Empfehlungen sowie die Empfehlungen des Europarates und der WHO zu befolgen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>95</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Nicolaus Fest, Simona Baldassarre</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, die in der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. November 2019 zur Kriminalisierung der Sexualerziehung niedergelegten Empfehlungen sowie die Empfehlungen des Europarates und der WHO zu befolgen.
	6.	fordert die staatlichen Stellen Polens auf, den Familien eine vorrangige Rolle bei einer hochwertigen altersgerechten Beziehungs- und Sexualerziehung in Polen einzuräumen, und begrüßt die Bemühungen der polnischen Regierung, die Förderung der sexuellen Aktivität Minderjähriger zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>96</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Terry Reintke</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	weist auf den beunruhigenden Trend des schrumpfenden Raums für die Zivilgesellschaft und die zunehmende Bürokratisierung und Mittelkürzungen für Grundrechteorganisationen, darunter Frauenrechtsorganisationen und -aktivisten, hin; fordert die polnischen Behörden auf, Organisationen, die SRHR und LGBTI+-Rechte fördern, angemessene Finanzmittel zur Verfügung zu stellen, auch über verschiedene Finanzierungsinstrumente auf Unionsebene, wie dem Mehrjährigen Finanzrahmen 2021–2027, dem Programm „Rechte und Werte“ und anderen Pilotvorhaben der Union;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>97</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jadwiga Wiśniewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	weist darauf hin, dass die EU gemäß dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union „die Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems“ strikt beachten muss und dass die Regierungen der Mitgliedstaaten das Recht und die Verantwortung haben, das Bildungssystem, einschließlich von Inhalten im Zusammenhang mit der Sexualerziehung, in Übereinstimmung mit dem demokratischen Willen der Mehrheit zu gestalten;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>98</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Arba Kokalari, Christine Schneider, Pernille Weiss</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	weist erneut darauf hin, dass das Parlament dem MFR zustimmen muss; wiederholt seine Forderung nach einem Mechanismus zum Schutz des Unionshaushalts im Falle allgemeiner Mängel hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten und ist bereit, seine Zustimmung zum MFR nicht zu erteilen, sollte es keine politische Einigung über einen solchen Mechanismus geben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>99</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	ist der Ansicht, dass der Schutz der Demokratie und die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte entscheidende Werte der Europäischen Union sind; ist der Auffassung, dass EU-Mittel im Rahmen des nächsten MFR von der Einhaltung dieser Grundsätze abhängig sein sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>100</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Annika Bruna, Virginie Joron</Members>
</RepeatBlock-By>
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<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
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	6a.	bedauert, dass diese Kampagne, mit der erreicht werden soll, dass sich Polen dem zweifelhaften Standpunkt des Europäischen Parlaments beugt, ein Beispiel für die Vorgehensweise der EU ist, nationale demokratische Prozesse bewusst zu verzerren und die Vielfalt Europas zu untergraben.


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>101</NumAm>
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<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
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	6a.	fordert den Rat auf, diese Fragen im Rahmen seiner laufenden Anhörungen zur Lage in Polen gemäß Artikel 7 Absatz 1 AEUV zu behandeln;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>102</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
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<Article>Ziffer 6 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6b.	weist darauf hin, dass Artikel 7 AEUV ausgelöst werden kann, wenn festgestellt wird, dass eine eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der in Artikel 2 genannten Werte durch einen Mitgliedstaat besteht; ist der festen Überzeugung, dass Verstöße gegen die Rechte von Frauen, LGBTI+-Personen und anderen Minderheiten die Werte der Gleichheit und der Achtung der Menschenrechte, einschließlich der in Artikel 2 EUV verankerten Rechte von Angehörigen von Minderheiten, ernsthaft verletzen und dass diese Verstöße das Verfahren nach Artikel 7 auslösen sollten; fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Lage dieser Werte in der Union genau zu überwachen und Verfahren nach Artikel 7 Absatz 1 einzuleiten, wenn es Anzeichen für eine eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung dieser Werte durch einen Mitgliedstaat gibt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>103</NumAm>
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	6b.	weist darauf hin, dass das Fach Erziehung zum Familienleben (WdŻ) in Polen seit 21 Jahren unterrichtet wird und Sexualität in integrierter Form einschließt, d. h. die Berücksichtigung des biologischen Aspekts und der wertebasierten geistigen, emotionalen, sozialen und spirituellen Aspekte; stellt fest, dass dieser Ansatz jungen Menschen eine uneingeschränkte und angemessene Entwicklung ermöglicht; weist ferner darauf hin, dass Schulen Unterricht im Fach Erziehung zum Familienleben anbieten müssen, dass er für die Schüler jedoch nicht verpflichtend ist, da der verfassungsmäßige Vorrang der Eltern bei der Erziehung gemäß ihren Werten und Überzeugungen respektiert wird;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>104</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
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	6c.	bedauert ausdrücklich die jüngsten Gesetzesänderungen durch den Sejm, aufgrund derer medizinische Einrichtungen nicht mehr gesetzlich verpflichtet sind, eine andere Einrichtung anzugeben, wenn Schwangerschaftsabbruchleistungen aufgrund persönlicher Überzeugungen verweigert werden; fordert die polnische Regierung auf, diese Änderungen umgehend rückgängig zu machen und Mängel in der Leistungserbringung zu beheben, die durch Ärzte verursacht wurden, die Gesundheitsleistungen aus Gewissensgründen verweigern, und Vorschriften zu erlassen, damit im Falle der Verweigerung eines medizinischen Eingriffs die medizinische Einrichtung einen anderen Facharzt oder eine andere Einrichtung angeben muss, die den Eingriff durchführen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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<RepeatBlock-By><Members>Hilde Vautmans, Karen Melchior, Abir Al-Sahlani, Radka Maxová, Samira Rafaela, Irène Tolleret, María Soraya Rodríguez Ramos, Susana Solís Pérez, Chrysoula Zacharopoulou</Members>
</RepeatBlock-By>
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	6d.	bekräftigt seine Besorgnis über die bereits laufende, umfangreiche und unangemessene Anwendung der Verweigerung aus Gewissensgründen, einschließlich des Fehlens eines zuverlässigen Überweisungsmechanismus für den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen in der Praxis und des Mangels an zeitnahen Berufungsverfahren für Frauen, denen Schwangerschaftsabbrüche verweigert werden; stellt fest, dass gemäß den Menschenrechtsnormen das Recht auf Verweigerung aus Gewissensgründen nicht absolut ist und Einschränkungen unterliegt, um die Rechte anderer zu schützen, und die Verweigerung aus Gewissensgründen bei der Gesundheitsversorgung auch durch Bestimmungen eingeschränkt wird, die das Recht auf Leben, Gesundheit und Privatsphäre schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend></RepeatBlock-Amend>
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